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Baugenehmigung: Baugenehmigung muss 
Verkehrslärmreflexionen auf die Nachbarschaft 
berücksichtigen 

| Nachbarn können sich gegen eine Baugenehmigung mit dem Argument wenden, das 
genehmigte Vorhaben rufe Verkehrslärmreflexionen hervor. |  

So entschied es das Oberverwaltungsgericht (OVG) Niedersachsen. In dem Verfahren 
hatten sich die Eigentümer eines an einer Eisenbahnstrecke stehenden Wohngebäudes 
gegen Bahnlärm gewährt, der von einem hinzutretenden Gebäudekomplex auf die 
bahnabgewandte Rückseite ihres Hauses bricht. Sie befürchten eine Zunahme der 
Lärmbelastung auf ihrem Grundstück durch die Reflexionswirkungen des 
Gebäuderiegels. Das Verwaltungsgericht Hannover hatte ihren Eilantrag abgelehnt.  

Das OVG hat der Beschwerde der Antragsteller stattgegeben. Anders als das 
Verwaltungsgericht bejaht es die Möglichkeit eines Nachbarn, sich gegen eine 
Baugenehmigung mit dem Argument zu wenden, das genehmigte Vorhaben rufe 
Verkehrslärmreflexionen hervor. Zwar sei nach den Gutachten nicht ganz geklärt, ob die 
Reflexionswirkungen sogar zu einer Lärmgesamt-Dauerbelastung von nachts mehr als 
60 dB führen würden. Allerdings markiere das die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung. 
Selbst wenn das zu verneinen wäre, hätte der Bauherr auf die Belange der Nachbarn 
Rücksicht nehmen müssen, denn mit dem Vorhaben würde die letzte halbwegs lärmfreie 
Seite des Wohnhauses in Mitleidenschaft gezogen. Es käme in Betracht, einen 
schallschluckenden offenporigen Putz anzubringen. Auch könnte eine Holzlattung 
verwendet werden, die mit lärmdämmenden Materialien hinterfüttert sei. Solche 
Maßnahmen habe der Bauherr jedoch nicht vorgesehen. 

Quelle | OVG Niedersachsen, Beschluss vom 14.2.2019, 1 ME 135/18, Abruf-Nr. 
208164 unter www.iww.de. 

 

https://www.iww.de/

